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Asylbewerber   

A U S S E N P O L I T I K

China als Verbündeter?
Die Bundesregierung will bei der Suche nach einer interna-
tionalen Lösung der Syrien-Krise künftig stärker auf China
als auf Russland setzen. Peking habe großes Interesse an
Wirtschaftsbeziehungen zu den Golfstaaten und beziehe zu-
dem wichtige Rohstoffe aus der Region, heißt es im Kanzler-
amt. Man habe die Hoffnung, dass China sich nicht weiter
hinter Russland verstecken werde, um es sich mit wichtigen
arabischen Staaten nicht zu verderben. Bundeskanzlerin
Angela Merkel werde das Thema noch einmal mit der Füh-
rung in Peking erörtern. Auch Bundesaußenminister Guido
Westerwelle will auf seinen Amtskollegen Yang Jiechi ein-
wirken. China hatte gemeinsam mit Russland am vergange-
nen Donnerstag eine Resolution des Uno-Sicherheitsrates
zu Syrien blockiert. Während die Bundesregierung auf ei-
nen Wandel in Peking setzt, hat Merkel die Hoffnung aufge-
geben, die Haltung des russischen Präsidenten verändern zu
können. Bereits nach einem Treffen mit Waldimir Putin An-

fang Juni in Berlin hatte sie den Eindruck gewonnen, dass
der Kreml nicht von seiner starren Syrien-Position abrücken
werde.

Nach der Entscheidung der Verfas-
sungsrichter, dass der Staat Asylbewer-
bern Leistungen auf Hartz-IV-Niveau
gewähren muss, ist in der schwarz-gel-
ben Koalition eine Diskussion über die
Rechte von Flüchtlingen auf dem Ar-
beitsmarkt entbrannt. Die FDP will
Asylbewerbern künftig generell erlau-
ben, in Deutschland einen Job anzu-
nehmen. Derzeit dürfen geduldete Ein-
wanderer im ersten Jahr ihres Aufent-
halts nicht arbeiten, bis zum vierten
Jahr gilt für sie ein sogenannter
 nachrangiger Arbeitsmarktzugang, das
heißt, sie dürfen nur einen Job anneh-

men, wenn sich nachweislich kein deut-
scher Bewerber findet. In „Zeiten des
Fachkräftemangels“ und „angesichts
der Alterung der Gesellschaft“ sei die-
se Regelung „schlicht unverantwort-
lich“, sagt der FDP-Innenexperte Hart-
frid Wolff. „Eine Arbeitserlaubnis für
alle wäre menschenwürdiger und wür-
de auch die Staatskasse entlasten.“ Die
Union dagegen signalisiert, dass sie an
den geltenden Regeln nichts ändern
wolle. Es gebe „keinen Handlungs -
bedarf“, heißt es bei zuständigen Fach-
politikern aus der CDU. In Deutsch-
land leben 130000 Asylsuchende.
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Westerwelle, Yang

E N B W

Staatsanwälte wollen
Ausschussakten

Die Staatsanwaltschaft Stuttgart hat
im Zuge des Ermittlungsverfahrens
 gegen den ehemaligen Ministerpräsi-
denten Stefan Mappus (CDU) und den
Banker Dirk Notheis den Parlamenta-
rischen Untersuchungsausschuss um
Akteneinsicht und die Überlassung
 aller Ausschussprotokolle gebeten.
„Der Inhalt und das Ergebnis der
 Beweisaufnahme des Untersuchungs-
ausschusses“ seien zur Aufklärung des
Sachverhalts von Bedeutung, heißt es
in dem Schreiben der Staatsanwalt-

schaft an den Aus-
schussvorsitzenden
Ulrich Müller. Der
CDU-Abgeordnete
sagte: „Die Heraus-
gabe der Protokolle
bewerte ich persön-
lich als unproblema-
tisch, die Weitergabe
anderer Ausschuss-
unterlagen an die

Staatsanwaltschaft bedarf jedoch noch
der Klärung.“ In dieser Woche wird im
Ausschuss das Gutachten der Wirt-
schaftswissenschaftler Dirk Schiereck
und Christian Kammlott erwartet. Sie
sollen prüfen, ob der Kaufpreis der
EnBW-Aktien angemessen war. In
Bankenkreisen heißt es, Notheis er -
hoffe sich davon eine Bestätigung
 seiner Version, dass Morgan Stanley
den Preis angemessen ermittelt habe. 
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